
Verteilungsgerechtigkeit 
- eine zentrale gewerkschaftliche Forderung

Fachbereich

Gemeinden

- eine zentrale gewerkschaftliche Forderung

- Situation in Deutschland
- Aktivitäten und Bündnisse



• seit 2004 haben Steuerrechtsänderungen zu einer 
massiven Entlastung von Unternehmen geführt 
(in der Zeit von 2000-2010 fehlen den dadurch Kommunen 33 Mrd. €)

• Verschuldung der öffentlichen Haushalte ist deutlich 
angestiegen

• Personalabbau, Leistungskürzungen sowie Verrottung 
der Infrastruktur sind die Folgen

• Jahrzehnt der Entstaatlichung (Prof. Dr. Bofinger, Mitglied 
im Rat der Wirtschaftsweisen)

• Armut in Deutschland steigt

• Bankenrettung treibt Schulden weiter in die Höhe
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Erhöhung der 
Mehrwertsteuer
Große Koalition

Senkung der Einkommen- und 
Unternehmensteuern, (letzte 
Stufe 2005), Rot-Grün
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Entwicklung der Staatsschulden 
Öffentliche Haushalte insgesamt 

ver.di Bundesvorstand
Bereich Wirtschaftspolitik
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Quelle: Statistisches Jahrbuch für die Bundesrepublik Deutschland 2003, Deutsche Bundesbank: Monatsbericht, Juli 2012.
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Bankenrettung treibt Schulden hoch
Staatschulden in Prozent am Bruttoinlandsrodukt 

tatsächliche bzw. prognostizierte Entwicklung

ver.di Bundesvorstand
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Quelle: Bundesbank sowie Projektionen des Bundesministeriums der Finanzen

Entwicklung ohne Finanzmarktkrise









Kampagne „UmFAIRteilen“ – Reichtum besteuern

• Das Bündnis "UmFAIRteilen - Reichtum besteuern" ist ein 
Zusammenschluss von Nichtregierungsorganisationen und 
zivilgesellschaftlichen Initiativen. 

• Inhaltliche Grundlage der Zusammenarbeit ist die Plattform, 
verabschiedet am 10. Mai 2012. 

• Das Bündnis ist parteipolitisch unabhängig. Parteien und 
Parteiorganisationen sind eingeladen, die Aktionen des 
Bündnisses zu unterstützen, erhalten jedoch keinen Einfluss auf 
Inhalte und Aktionsplanungen.

Aktivitäten: 
- Online Plattform, Aufruf, Großdemos, regionale Aktionen
- prominente Unterstützer/innen
- Bundestags- und Landtagswahlen werden genutzt



Die Forderungen – Politik für mehr Gerechtigkeit

• eine einmalige Vermögensabgabe für große Vermögen, am 
besten europaweit

• Bekämpfung der Steuerflucht und Austrocknen der 
Steueroasen

• höhere Steuern auf hohe Einkommen und große Erbschaften• höhere Steuern auf hohe Einkommen und große Erbschaften

• höhere Besteuerung finanzstarker Unternehmen sowie von 
Kapitalerträgen

• Transaktionssteuer auf Finanzmarktgeschäfte aller Art

• EU-weite Mindeststeuersätze. 

Ziel: verbesserte und sozial gerechte Finanzierung des 
Sozialstaats. 





Erhebung einer einmaligen Vermögensabgabe

•Zehn Prozent Abgabe mit Freibetrag von 1 Million 

Euro je Person, 200.000 Euro je Kind

•20 Prozent oberhalb 10 Millionen, 30 Prozent 

oberhalb 100 Millionen Eurooberhalb 100 Millionen Euro

•zahlbar in zehn jährlichen Raten

•Gesamteinnahmen etwa 300 Milliarden Euro

•weniger als ein Prozent der Personen betroffen

www.umfairteilen.de



Wiedereinführung der dauerhaften Vermögensteuer

•die Vermögensteuer beträgt ein Prozent

•aktuelle Werte als Bemessungsgrundlage  (statt 

Einheitswerte)

•Freibetrag von 1 Million Euro pro Person, 200.000 Euro je 

KindKind

•von 100 Personen wären nur eine von der Vermögensteuer 

betroffen

•Einnahmen: 20 Milliarden Euro jährlich

www.vermoegensteuerjetzt.de



Konzept Steuergerechtigkeit von ver.di


